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G e m e i n s a m e r   B e r i c h t 
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 für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 

 

 

Steyerberg, 22. November 2024 

 

 

 

Gemäß Artikel 45 Absatz 5 Nummer 2 der Kirchenverfassung stellt die Landessynode für 

den Haushaltszeitraum aufgrund eines vom Landeskirchenamt nach Beratung mit dem 

Landessynodalausschuss und unter Beteiligung des Finanzausschusses aufgestellten Ent-

wurfes den Haushaltsplan fest und beschließt über Art und Höhe der zu seiner Deckung zu 

erhebenden Kirchensteuern, Umlagen und sonstigen Abgaben. 

 

Landessynodalausschuss und Finanzausschuss haben den Haushaltsplanentwurf für den 

Haushaltszeitraum der Jahre 2025 und 2026 vom 25. bis 27. September 2024 gemeinsam 

mit Vertreterinnen und Vertretern des Landeskirchenamtes beraten. Die Beratungsergeb-

nisse sind in dem den Teilnehmenden an der Tagung des Landessynode als Anlage zum 

Aktenstück Nr. 19 F übersandten Haushaltsplanentwurf aufgenommen. 

 

 

I. 

Anträge zur Beratung mit dem Haushalt 

 

Die Landessynode hatte dem Finanzausschuss folgende Aufträge erteilt, die im Zusam-

menhang mit dem Haushaltsberatungen mitberaten wurden: 

 

1. Förderung und Beratung von Social-Media-Angeboten in der Landeskirche 

Beschluss in der 52. Sitzung am 7. Juni 2024 im Zusammenhang mit der Verhandlung 

über den 2. Zwischenbericht des Ausschusses für Theologie und Kirche und des Öffent-

lichkeitsausschusses betr. Förderung und Begleitung von Social-Media-Angeboten in 

der hannoverschen Landeskirche (Aktenstück Nr. 48 B) auf Antrag der Ausschüsse: 
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"Die Landessynode bittet den Landessynodalausschuss und den Finanzaus-

schuss im Rahmen der Haushaltsberatungen für die Jahre 2025 und 2026 zu 

prüfen, ob die für das Projekt "Förderung und Begleitung von Social-Media-

Angeboten in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers" mit den 

aktuell tätigen Akteur*innen benötigten Mittel für zwei weitere Jahre zur Ver-

fügung gestellt werden können sowie ferner, ob eine 0,5-Projektstelle für die 

theologische Begleitung sowie die Erweiterung von zwei der Stellen auf 0,5-

Stellenteile ermöglicht werden kann. Das Gesamtvolumen des Projektes hat 

dabei nicht um mehr als 50 000 Euro im Jahr zu steigen."    

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 2.4) 

 

2. Segensnetzwerk in der hannoverschen Landeskirche 

Beschluss in der 52. Sitzung am 7. Juni 2024 im Zusammenhang mit der Verhandlung 

über den Zwischenbericht des Ausschusses für Theologie und Kirche betr. Förderung 

eines Segensnetzwerkes in der hannoverschen Landeskirche (Aktenstück Nr. 106) auf 

Antrag des Ausschusses: 

"2. Der Landessynodalausschuss und der Finanzausschuss werden gebeten, im 

 Rahmen der Haushaltsberatungen für die Jahre 2025 und 2026 zu prüfen, 

 ob das Projekt für vier Jahre eingerichtet werden kann und die für das  

 Projekt benötigten Mittel im Umfang von zwei 0,5-Stellen (Pfarrperson/ 

 Diakon*in/Kirchenmusiker*in), einer Assistenz (0,5-Stelle) sowie Sach- 

 mitteln in Höhe von insgesamt 100 000 Euro für die ersten beiden Jahre 

 zur Verfügung gestellt werden können." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 2.3.2) 

 

3. Mehraufwendungen im Bereich der Kirchenmusik 

Beschluss in der 50. Sitzung am 6. Juni 2024 im Zusammenhang mit der Verhandlung 

über den Zwischenbericht des Ausschusses für Kirchenmusik und Kultur betr. Fokuspro-

jekt "Kirchenmusik weiterdenken" (Aktenstück Nr. 101) auf Antrag des Ausschusses, 

ergänzt durch einen Zusatzantrag des Synodalen Dr. Hasselhorn: 

"Die Landessynode bittet den Finanzausschuss und das Landeskirchenamt, die 

beantragten Mehraufwendungen im Bereich der Kirchenmusik in den Haushalts-

beratungen für die Jahre 2025 und 2026 wohlwollend zu prüfen und nach  

Kompensationsmöglichkeiten zu suchen." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 2.1.2) 

 

4. Personelle Aufstockung zur Beratung und Begleitung von Kirchengemeinden, die  

Kirchenasyle gewähren 

Beschluss in der 50. Sitzung am 6. Juni 2024 im Zusammenhang mit der Verhandlung 

über den Bericht des Herrn Landesbischof auf Antrag der Synodalen Giesel: 
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"Das Landeskirchenamt wird gebeten, im Rahmen der Haushaltsplanung für die 

Jahre 2025 und 2026 eine personelle Aufstockung für die Beratung und Beglei-

tung von Kirchengemeinden, die Kirchenasyle gewähren, zu prüfen. 

Dem Landessynodalausschuss und dem Finanzausschuss soll in den Haushalts-

beratungen dazu berichtet werden." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 3.3) 

 

5. Mitteleinplanung für die Kirchenkreise zur Kommunikation der Prävention gegen  

sexualisierte Gewalt 

Beschluss in der 51. Sitzung am 7. Juni 2024 im Zusammenhang mit der Verhandlung 

über den Bericht des Landeskirchenamtes betr. Sexualisierte Gewalt in der Evange- 

lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers; Konsequenzen aus Aufarbeitungsstudien 

und der Praxis der Fachstelle Sexualisierte Gewalt (Aktenstück Nr. 99) auf Antrag des 

Finanzausschusses, nach Beratung eines ursprünglichen Antrags des Synodalen  

Surborg: 

"Das Landeskirchenamt wird gebeten, im Haushaltsplan für das Jahr 2025 einen 

Betrag von 500 000 Euro einzuplanen. Diese Mittel sollen entsprechend der 

Regeln des Finanzausgleichsgesetzes an die Kirchenkreise ausgeschüttet  

werden. Sie sind zweckgebunden für die Kommunikation zur Prävention  

sexualisierter Gewalt (einschließlich entsprechender Schulungen) einzusetzen." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 2.5) 

 

 

II. 

Beratungsergebnisse 

 

Vorbemerkung: 

Der Doppelhaushalt für die Jahre 2025 und 2026 ist mit erheblichen Unsicherheiten geplant. 

An dieser Stelle seien beispielhaft genannt: Konjunkturelle Gründe aufgrund der wirtschaft-

lichen Eintrübung und Wachstumsschwäche; in Niedersachsen ist insbesondere die Auto-

mobilindustrie und ihre Zulieferer betroffen; geplante Steuererleichterungen und erwartete 

hohe Kirchenaustrittszahlen. 

 

1. Eckdaten 

Kirchensteuerschätzungen für die Jahre 2025 und 2026 

Die Erträge aus Kirchensteuern im Jahr 2024 liegen deutlich unter dem Planwert von 

648 Mio. Euro. Die erwarteten Einnahmen in den Jahre 2025 und 2026 werden auf 

jeweils 645 Mio. Euro geschätzt. Auf der Basis der Freiburger Studie wird eine Verän-

derungsrate der Kirchensteuer zum Vorjahr von -0,41 % im Jahr 2025 und -0,46 % im 

Jahr 2026 erwartet. 
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Mit Blick auf diese Risiken haben sich Landessynodalausschuss (LSA) und Finanzaus-

schuss in den Haushaltsberatungen darauf verständigt, die erwarteten Einnahmen aus 

Kirchensteuern abzusenken. 

 

2. Sonstige Eckdaten 

Die sonstigen wesentlichen Eckdaten zum Haushaltsplan im Haushaltsplanentwurf für 

die Jahre 2025 und 2026 sehen 3 % Lohn-/Tarifsteigerung und 3 % Kirchenaustritte 

vor. 

 

Im Haushaltsplanentwurf für die Jahre 2025 und 2026 sind keine Verpflichtungser-

mächtigungen mehr vorgesehen, die Haushaltsjahre darüber hinaus betreffen. 

 

Die budgetierten Einrichtungen sind in die Haushaltsplanung aufgenommen. Dadurch 

wird erstmalig neben dem Budgetansatz auch die Kostenstruktur der Einrichtung  

sichtbar. 

 

3. Allgemeine Beratung 

Der vorgelegte Haushaltsplanentwurf des Landeskirchenamtes gibt Anlass zu einigen 

grundsätzlichen Anmerkungen. Im Rahmen der Haushaltsberatungen waren eine Reihe 

von Aufträgen an den LSA und den Finanzausschuss mitzuberaten. 

 

3.1 Segensnetzwerk in der hannoverschen Landeskirche 

Für das Segens- und Kasualnetzwerk in der Fläche der Landeskirche ist ein Mehr-

bedarf von 367 200 Euro für die Haushalsjahre 2025 und 2026 veranschlagt. 

 

3.2 Prävention sexualisierte Gewalt 

Für die Präventionsarbeit in den Kirchenkreisen und Kirchengemeinden sind pro 

Haushaltsjahr zusätzlich 500 000 Euro in die Gesamtzuweisung aufgenommen, 

die nach den Kriterien des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) verteilt werden. 

 
Die Fachstelle der Landeskirche ist personell deutlich aufgestockt. 

 
Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission (URAK) wird mit 207 000 

Euro pro Haushaltsjahr finanziert. 

 

3.3 Personelle und finanzielle Förderung von Social-Media-Angeboten 

Der Arbeitsbereich der Influencer*innen wird in den Jahren 2025 und 2026 mit 

je 25 000 Euro Sachmittel und 361 000 Euro Personalkosten (3,25-Pastoren-

stellen und 0,25-Referent*innenstelle) ausgestattet. 
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3.4 Aufwendungen im Bereich Kirchenmusik 

Aufgrund der Tarifsteigerungen sind höhere Personalkosten geplant. Daraus 

ergibt sich ein Mehraufwand im Jahr 2025 von 100 000 Euro. Zusätzlich sind 

Erträge im Michaeliskloster über die Arbeitsbereiche im Jahr 2025 um 160 000 

Euro geringer angesetzt. 

 

Im Bereich der allgemeinen kirchenmusikalischen Dienste sind Mehraufwendun-

gen von 120 000 Euro geplant. Dies ist auf Personalkostensteigerungen bei den  

Kirchenmusikdirektor*innen, die Durchführung eines Generalmusikkonvents und 

Mitfinanzierung von Großkonzerten in Zusammenhang mit der Stiftung Creative 

Kirche Witten (CREA) als Angebot für milieuübergreifende, populare Kirchen- 

musik mit Schwerpunkt Gospel in der Fläche der Landeskirche zurückzuführen. 

 

Der Haushaltsplanentwurf, wie er zur Beratung vom 25. bis 27. September 2024 vom 

Landeskirchenamt vorgelegt wurde, sieht für das Jahr 2025 ordentliche Erträge in Höhe 

von 728 Mio. Euro und ordentliche Aufwendungen von 742 Mio. Euro vor. Der Haus-

haltsausgleich kann im Gegensatz zu den Vorjahren nur durch Nutzung der geplanten 

Finanzerträge in Höhe von 20,9 Mio. Euro erreicht werden. Unter Berücksichtigung des 

Finanzergebnisses wird ein Jahresergebnis von 6,6 Mio. Euro ausgewiesen. 

 

Der deutliche Anstieg der ordentlichen Aufwendungen auf 742 Mio. Euro ist insbeson-

dere auf den Anstieg der Personalaufwendungen auf 349 Mio. Euro zurückzuführen, die 

durch Übernahme der Diakon*innen auf die Anstellungsebene der Landeskirche ent-

standen sind. Die im Gegenzug erfolgte Kürzung der Gesamtzuweisung an die Kirchen-

kreise in Höhe von 20 Mio. Euro bzw. 27 Mio. Euro im Jahr 2026 gleicht den Anstieg 

nicht vollständig aus. Alle weiteren Aufwendungen bewegen sich auf dem Niveau des 

Jahres 2024. 

 

Mittel für Investitionen sind zurückhaltend geplant und müssen aus Rücklagen finan-

ziert werden. 

         

         

III. 

Beratungen zu ausgewählten Teilergebnishaushalten und Diskussionspunkte 

 

Abteilung 1 Leitung in Verbindung mit Abteilung 8 Bauen 

Herr Dr. Lehmann führt aus, dass die Firma "pro-m²" einen Auftrag erhalten habe, eine 

Gebäudebedarfsplanung zu erstellen. Beginn ist im Dezember 2024. Für Mitarbeitende  
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finden Workshops statt, um das Gebäude "gemeinsam" zu denken und Leerstand zu  

verhindern. Dies ist die Klammer zu Abteilung 8 Bauen. Der Grundsätzeausschuss bittet 

um synodale Beteiligung. In diesem Zusammenhang erfolgt eine kurze Aussprache über 

verschiedene Möglichkeiten zur Fortführung der Kantine. 

 

Hanns-Lilje-Haus 

Ein Gutachten der Real Estate GmbH empfiehlt, das Hanns-Lilje-Haus zu sanieren und als 

Hotelbetrieb weiterzuführen. Die Fachabteilung teilt das Gutachten nicht. Herr Schmidt  

erläutert den Brandschutz als Problematik im Hanns-Lilje-Haus. Die Fachabteilung, der LSA 

und der Finanzausschuss verständigen sich, das Hanns-Lilje-Haus in der Endberatung noch 

einmal aufzurufen. 

 

Dienstsitz der Regionalbischöfin oder des Regionalbischofs im Sprengel Stade   

Herr Schmidt erläutert den Zustand der Jugendstilvilla auf dem zu großen Grundstück. Es 

zeichnet sich folgende Lösung ab. Nach Gesprächen mit der Stadt kann das Grundstück 

gedrittelt werden und zwei Drittel sollen an den Kirchenkreis Stade verkauft werden. Die 

Baukosten für die Sanierung der Villa belaufen sich auf 1,3 Mio. Euro. Allerdings können 

500 000 Euro für den Abverkauf an den Kirchenkreis eingeplant werden. LSA und Finanz-

ausschuss unterstützen dieses Ergebnis, weisen aber auch darauf hin, dass auch ein  

Gesamtverkauf eine Option sein könnte. 

 

Evangelische Akademie Loccum 

Es wird erklärt, dass die Anmeldungen für bauliche Veränderungen bei 7,0 Mio. Euro liegen. 

Die Diskussion über eine Freigabe der Mittel und Photovoltaik kommen zu dem Ergebnis, 

dass noch kein nachvollziehbares Konzept vorliegt. Bis dahin sind die beantragten Mittel 

mit Sperrvermerk versehen. 

 

Abteilung 2 

Service Agentur der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (ehemals Haus 

kirchlicher Dienste - HkD) 

Es gibt deutliche Kritik an der Namensgebung, die als bürokratisch und nichtssagend emp-

funden wird. Herr Dr. Charbonnier erläutert umfassend die Genese des neuen Namens. 

 

Es wird angesprochen, wann mit Stelleneinsparungen zu rechnen ist. Herr Charbonnier  

erläutert, dass für den nächsten Doppelhaushalt eine 2-%-Einsparung analog der Einspar-

vorgaben für die Kirchenkreise vorgesehen ist.   
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Die Arbeitsfelder werden von 42 auf 11 reduziert. In der neuen Struktur werden Kürzungen 

besser umsetzbar sein. Es wird eine deutlich höhere Kosteneinsparung erwartet, die die 

Leitung in der Vorstellung des neuen Konzeptes auch als umsetzbar dargestellt hat. Die 

Fachabteilung weist auf Personalaufwuchs hin. Erst nach Umstrukturierung des Personals 

lassen sich Einsparungen verdeutlichen. 

 

Ev.-luth. Missionswerk in Niedersachsen (ELM) 

Die von der hannoverschen Landeskirche garantierte alte Verpflichtung für Versorgungs-

leistungen schmilzt ab. 

 

Ab dem Jahr 2027 wird die Kostenersparnis durch Schließung der Fachhochschule für  

Interkulturelle Theologie Hermannsburg (FIT) sichtbar. 

 

Evangelische Medienarbeit (EMA) 

Das Projekt "Mitgliederkommunikation" wird anhand von drei Modellen erläutert. Es erfolgt 

eine insgesamt positive Diskussion. Jedoch wird festgestellt, dass aufgrund des erst in der 

Sitzung vorgelegten Konzeptes eine Entscheidung im Rahmen der Abschlussberatungen 

erfolgen soll. 

 

Zukunftsprozesse der Landeskirche 

Die bisher Mitarbeitenden haben die Landeskirche verlassen. Neu besetzt sind für drei 

Jahre die Stellen Transformation, Information und Kommunikation. Des Weiteren wird auf 

das Aktenstück des Grundsätzeausschusses verwiesen. 

 

Kloster Amelungsborn 

Hier wird auf die Berichterstattung im Bericht des Landessynodalausschusses (Aktenstück 

Nr. 3 K) verwiesen. 

 

Abteilung 3 

Der Zuwachs einer 0,5-Stelle wird nachgenannt und akzeptiert. 

Diskussion über 1 160 Pfarrstellen in Bezug auf die konkrete Besetzung und langfristige 

Entwicklungsperspektive für die Berufsgruppe. Hinweis darauf, dass in den Jahren 2036 bis 

2045 damit gerechnet werden muss, dass mehr Personen als Mittel vorhanden sind. Der 

Ausschuss "Strategische Finanzplanung" sollte dies im Rahmen einer langfristigen Finanz-

planung im Blick haben. LSA und Finanzausschuss ist es wichtig, auch künftig Stellen in 

Kirchengemeinden zu besetzen. 
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Abteilung 4 

Fünf von sechs Schulen in landeskirchlicher Trägerschaft sind gänzlich finanziert. Für die 

Schule in Dassel finden Verhandlungen statt. Für das Schuljahr 2025/2026 ist ein einkom-

menabhängiges Schulgeld geplant, aus dem man bis zu 500 000 Euro Mehreinnahmen 

plant. 

 

Zum Stand der Planungen für das Gymnasium Andreanum berichtet die Fachabteilung, 

dass die Stadt Hildesheim bereit sei, sich zu beteiligen. Die Landeskirche würde die Rück-

lagen des Schulwerkes einbringen. Aufgrund der baulichen Auflagen gestaltet sich das  

Projekt als schwierig. 

 

Frau Dr. Gäfgen-Track erläutert ihre Zukunftsidee - die Gründung eines Bildungswerkes 

analog zum Diakonischen Werk -, in dem alle Bildungsaktivitäten gebündelt werden können. 

Dies könnte eine Aufgabe der Konföderation sein. 

 

Abteilung 5 

Die Frage, ob für sexualisierte Gewalt in Einrichtungen unter dem Dach der Diakonie Rück-

stellungen benötigt werden, beantwortet Herr Lenke, dass die Unternehmen/Mitglieder  

dafür selbst zuständig sind und das Diakonische Werk evangelischer Kirchen in Niedersach-

sen (DWIN) nur eine beratende Funktion habe. 

 

Es wurde erläutert, dass es eine Lücke geben kann, wenn Stellen von Diakonen*innen 

drittmittelfinanziert sind, da lediglich Kosten für Sozialarbeiter erstattet werden.        

 

Abteilung 6 

Verwaltungsstelle Loccum 

Bei den gestiegenen Personalkosten handelt es sich sowohl um Tarifsteigerungen als  

auch um Neubewertungen. Zum Gesamtkonzept "Loccum" erläutert Herr Spier, dass ein 

externer Berater mit der Prüfung und Potenzialentwicklung beauftragt ist. Der fertige  

Bericht soll dem Finanzausschuss zur Beratung vorgelegt werden. 

 

IT im Landeskirchenamt 

Ein für die Landeskirche zu erstellendes IT-Konzept soll im Grundsätzeausschuss diskutiert 

werden. Nicht abschließend beantwortet wurde die Frage, wo die IT künftig organisatorisch 

angebunden ist; denkbar ist auch die Anbindung als Querschnittsaufgabe an Abteilung 1. 
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Abteilung 7 

Förderprogramm "Sozialraum" 

Hier ist ein Sperrvermerk angebracht. Die Fertigstellung des Konzeptes ist mit einem Work-

shop im Jahr 2025 geplant. Die grundlegenden Bedingungen werden erläutert. Aktuell ist 

die Thematik nur im Grundsätzeausschuss diskutiert. Ein synodaler Ausschuss (z.B. der 

Planungsausschuss) ist mit dem Förderprogramm noch nicht befasst. 

 

Vakanzabschlag 

Herr Spier begründet den Vakanzabschlag von 30 % ab dem Jahr 2026 mit einem Volumen 

von red. 4,5 Mio. Euro zur Finanzierung von Mitteln, die für die Fläche gedacht sind wie 

z.B. für das Fundraising, die Mitgliederkommunikation und die Sozialraumarbeit. Er erläu-

tert, dass auch Kostensteigerungen im Pfarrdienst bislang immer von der Landeskirche 

getragen wurden. Alternativ wären solche Kostensteigerungen zu begrenzen. Gemäß § 7 

FAG ist dies bis zu 10 % unter dem Allgemeinen Zuweisungsvolumen möglich. 

 

Finanzausschuss und LSA regen an, die Thematik im Finanzausschuss zu vertiefen und die 

denkbaren, rechtlich begründeten Maßnahmen zu beraten. Die Ausschüsse halten es für 

sehr problematisch, in die laufenden Finanzplanungen der Kirchenkreise und Kirchen- 

gemeinden einzugreifen. Fazit ist, diesen "Solidarbeitrag" ganzheitlich zu diskutieren unter 

Berücksichtigung des FAG, zumal es Handlungsalternativen bei Engpässen gäbe  

(Risikorücklage). LSA und Finanzausschuss votieren, den Betrag für das Jahr 2026 zu strei-

chen, um dem Finanzausschuss und den Fachabteilungen Gelegenheit zu geben, hierüber 

ausreichend zu beraten. 

 

 

IV. 

Abschließende Beratung von Haushaltstiteln, 

für die Entscheidungen noch zu treffen waren 

 

Verrechnung von Pfarrstellen 

Die Pfarrstellen sind bis zum Jahr 2028 auf ein kostendeckendes Niveau anzuheben.  

Finanzausschuss und Planungsausschuss sollen hierzu mit dem Landeskirchenamt beraten. 

Von der Fachabteilung wird erbeten, die Abweichung jährlich zu ermitteln und den Finanz-

ausschuss zu informieren. 

 

Werbung und Begleitung kirchlicher Berufe (Stellenplan 1.3.1.) 

Dem LSA soll hierzu zügig ein Konzept vorgelegt werden. Beschluss: Sperrvermerk der mit 

Vorlage des Konzeptes aufgehoben werden kann. 
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Zentrum für Gesundheitsethik 

Mit der Evangelischen Kirche in Deutschland sollen im Haushaltszeitraum für die Jahre 2025 

und 2026 Gespräche über eine finanzielle Beteiligung geführt werden. 

 

Evangelische Medienarbeit – Mitgliederkommunikation 

Herr Lau stellt das Projekt noch einmal vor. Nach einer längeren Aussprache wird beschlos-

sen, die Mittel mit einem Sperrvermerk gegen Vorlage eines Aktenstückes zu versehen. 

Finanzausschuss und LSA sprechen sich für die Umsetzung der mittleren Variante von fünf 

Jahren aus. 

 

Verwaltungsstelle Loccum - Bauvorhaben 

Der Sperrvermerk für beantragte Bauvorhaben wird belassen. 

 

Fonds "Attraktives Gemeindebüro" 

Abstimmung, dass der Ansatz so belassen wird. 

 

"Initiative: Missionarische Aufbrüche – I:MA" 

Der Ansatz wird belassen, aber es besteht Aktualisierungsbedarf. 

 

Hanns-Lilje-Haus - Bauvorhaben 

Der Antrag eines Synodalen wird beraten, dass Betriebs- und Finanzkennzahlen des Hanns-

Lilje-Haus bereitzustellen sind. Die Daten sind bis zur Tagung der Landessynode im  

November 2024 zur Verfügung zu stellen und sollen im Ausschuss "Strategische Finanz-

planung" beraten werden. Außerdem soll das Gutachten der EB Real Estate vorgelegt  

werden. Die beantragten Baumittel werden mit einem Sperrvermerk versehen. Der Aus-

schuss "Strategische Finanzplanung" wird dem LSA vor Aufhebung des Sperrvermerks das 

Ergebnis seiner Beratungen mitteilen. 

 

 

V. 

Beratung und Ergänzungen zum Haushaltsbeschluss 

 

§ 1: Soweit nötig, passt die Finanzabteilung die Haushaltsansätze entsprechend der  

Beratungen an. 

 

§ 3 Ziffer 7 ist neu eingefügt und wird nach Beratung hinsichtlich der Entnahmehöhe auf 

max. 1,5 Mio. Euro begrenzt. 
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§ 10: Offenlegung der Rücklagen bei budgetierten Einrichtungen 

 

§ 11: Eine Haushaltssperre ist auch auf budgetierte Einrichtungen anzuwenden. 

 

 

VI. 

Zusammenfassung 

 

Mit den in den Beratungen vorgeschlagenen Veränderungen 

 Verschiebung der Rücklagenbildung für die Friedensorte 

 kein Vakanzabschlag im Jahr 2026 

 Einstellung von Kosten für Kirchenmusik (CREA) 

 Nachmeldung von Personalkosten 

 Zuweisung für Prävention in Kirchenkreisen  

 Reduzierung von Kirchensteuern  

 Reduzierung des Fonds "Kirche im Sozialraum" 

 Änderungen über Sperrvermerke 

 Bis zu 3 % Kirchensteuermindererträge gegenüber der Planung können aus der 

Risikorücklage entnommen werden. 

ist der Haushaltsplanentwurf unter Nutzung der Finanzerträge ausgeglichen. 

 

Für den nächsten Haushaltszeitraum ab dem Jahr 2027 benötigen die Ausschüsse die  

inhaltlichen Schwerpunktsetzungen, die die Zukunftsausschüsse erarbeiten. Die Risiken in 

der Haushaltsplanung sind angesprochen. Die Zukunftsausgaben liegen in der Strukturie-

rung der landeskirchlichen Gebäude, der Personaleinsatzplanung und der verbesserten 

Darstellung von Leistungen und Zurechnung von Kosten. 

 

 

VII. 

Anträge 

 

Der Landessynodalausschuss und der Finanzausschuss stellen folgenden Anträge: 

 

Die Landessynode wolle beschließen: 

1. Die Landessynode nimmt den Gemeinsamen Bericht des Landessynodalaus-

schusses und des Finanzausschusses betr. Entwurf des Haushaltsplanes der 

Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers für die Haushaltsjahre 2025 

und 2026 (Aktenstück Nr. 19 G) zustimmend zur Kenntnis. 
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2. Alle im Rahmen der Aussprache zu den Aktenstücken Nr. 19 F und Nr. 19 G 

gestellten Anträge werden dem Finanzausschuss und dem Landessynodalaus-

schuss zur Beratung noch während der XI. Tagung überwiesen. 

  

 

Brümmer Surborg 
Vorsitzende Vorsitzender 


